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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden 

Haushaltsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Bericht zu übernehmen: 

1. fordert, dass der Entwurf einer IIV wie folgt abgeändert wird: 

Änderungsantrag 1 

Entwurf einer Vereinbarung 

Teil I – Nummer 10 – Abschnitt 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Für die Mittelausstattung dieser Reserve 

wird ein jährlicher Betrag von 

[xxx] Mio. EUR (zu Preisen von 2011) zur 

Verfügung gestellt, der gemäß der 

Haushaltsordnung bis zum Jahr n+1 

verwendet werden kann. Die Mittel der 

Reserve werden als vorläufig eingesetzte 

Mittel in den Gesamthaushaltsplan der 

Europäischen Union eingestellt. Der Teil 

der jährlichen Mittelausstattung, der bereits 

in früheren Haushaltsplänen ausgewiesen 

war, wird zunächst in Anspruch 

genommen, und zwar in chronologischer 

Reihenfolge. Der Teil der 

Mittelausstattung des Jahres n, der im 

Jahr n+1 nicht in Anspruch genommen 

wird, verfällt. 

Für die Mittelausstattung dieser Reserve 

wird ein jährlicher Betrag von 350 Mio. 

EUR (zu Preisen von 2011) zur Verfügung 

gestellt. Der nicht in Anspruch 

genommene Teil der jährlichen 

Mittelausstattung aus dem Jahr n kann 

während des gesamten Zeitraums des 

Mehrjährigen Finanzrahmens verwendet 

werden. Die Mittel der Reserve werden als 

vorläufig eingesetzte Mittel in den 

Gesamthaushaltsplan der Europäischen 

Union eingestellt. Der Teil der jährlichen 

Mittelausstattung, der bereits in früheren 

Haushaltsplänen ausgewiesen war, wird 

zunächst in Anspruch genommen, und 

zwar in chronologischer Reihenfolge. 

 

Änderungsantrag 2 

Entwurf einer Vereinbarung 

Teil I – Nummer 10 – Abschnitt 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Hält die Kommission die Inanspruchnahme 

dieser Reserve für erforderlich, unterbreitet 

sie den beiden Teilen der Haushaltsbehörde 

einen Vorschlag für eine Mittelübertragung 

von der Reserve auf die entsprechenden 

Haushaltslinien. 

Hält die Kommission die Inanspruchnahme 

dieser Reserve für erforderlich, unterbreitet 

sie den beiden Teilen der Haushaltsbehörde 

einen Vorschlag für eine Mittelübertragung 

von der Reserve auf die entsprechenden 

Haushaltslinien in Einklang mit der 
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Haushaltsordnung. 

 

Änderungsantrag 3 

Entwurf einer Vereinbarung 

Teil I – Nummer 10 – Abschnitt 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Bevor die Kommission eine 

Mittelübertragung zwecks Rückgriff auf 

die Reserve vorschlagen kann, muss sie 

zunächst die Möglichkeiten für eine 

Umschichtung vorhandener Mittel 

prüfen. 

entfällt 

 

Änderungsantrag 4 

Entwurf einer Vereinbarung 

Teil I – Nummer 10 – Abschnitt 6 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Mittelübertragungen werden gemäß 

der Haushaltsordnung vorgenommen. 

entfällt 

 

Änderungsantrag 5 

Entwurf einer Vereinbarung 

Teil I – Nummer 12 – Abschnitt 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die jährliche Mittelausstattung für das 

Flexibilitätsinstrument kann bis zum Jahr 

n+3 verwendet werden. Der Teil der 

jährlichen Mittelausstattung, der bereits 

in früheren Haushaltsplänen ausgewiesen 

war, wird zunächst in Anspruch 

genommen, und zwar in chronologischer 

Reihenfolge. Der Teil der 

Mittelausstattung des Jahres n, der im 

Jahr n+3 nicht in Anspruch genommen 

wird, verfällt. 

Der nicht in Anspruch genommene Teil 

der jährlichen Mittelausstattung für das 

Flexibilitätsinstrument aus dem Jahr n 

kann während des gesamten Zeitraums 

des Mehrjährigen Finanzrahmens 
verwendet werden. 
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Änderungsantrag 6 

Entwurf einer Vereinbarung 

Teil II – Nummer 20 – Abschnitt 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

20. Was die GASP-Ausgaben angeht, die 

gemäß Artikel 41 des Vertrags über die 

Europäische Union zu Lasten des 

Gesamthaushalts der Europäischen Union 

gehen, bemühen sich die Organe, jedes 

Jahr im Vermittlungsausschuss auf der 

Grundlage des von der Kommission 

erstellten Entwurfs des Haushaltsplans zu 

einer Einigung über den Betrag der 

operativen Ausgaben, der zu Lasten des 

Haushalts der Europäischen Union geht, 

und über die Aufteilung dieses Betrags auf 

die in Absatz 4 dieser Nummer 

vorgeschlagenen Artikel des GASP-

Kapitels des Haushaltsplans zu gelangen. 

Kommt keine Einigung zustande, setzen 

das Europäische Parlament und der Rat 

den im Vorjahr eingesetzten oder - falls 

dieser niedriger ist - den im Entwurf des 

Haushaltsplans veranschlagten Betrag 

ein. 

20. Was die GASP-Ausgaben angeht, die 

gemäß Artikel 41 des Vertrags über die 

Europäische Union zu Lasten des 

Gesamthaushalts der Europäischen Union 

gehen, bemühen sich die Organe, jedes 

Jahr im Vermittlungsausschuss auf der 

Grundlage des von der Kommission 

erstellten Entwurfs des Haushaltsplans zu 

einer Einigung über den Betrag der 

Ausgaben, der zu Lasten des Haushalts der 

Europäischen Union geht, und über die 

Aufteilung dieses Betrags auf die Artikel 

des GASP-Kapitels des Haushaltsplans zu 

gelangen. 

 

Änderungsantrag 7 

Entwurf einer Vereinbarung 

Teil II – Nummer 20 – Abschnitt 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Der Gesamtbetrag der operativen GASP-

Ausgaben verteilt sich nach dem in Absatz 

4 dieser Nummer vorgeschlagenen Ansatz 
auf verschiedene Artikel des GASP-

Kapitels. Jeder Artikel umfasst die bereits 

angenommenen Instrumente, die geplanten, 

jedoch noch nicht genehmigten 

Instrumente sowie alle künftigen - d.h. 

noch nicht vorhersehbaren - Instrumente, 

Der Gesamtbetrag der GASP-Ausgaben 

verteilt sich auf verschiedene Artikel des 

GASP-Kapitels. Jeder Artikel umfasst die 

bereits angenommenen Instrumente, die 

geplanten, jedoch noch nicht genehmigten 

Instrumente sowie alle künftigen - d.h. 

noch nicht vorhersehbaren - Instrumente, 

die der Rat während des betreffenden 

Haushaltsjahres gegebenenfalls annimmt 
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die der Rat während des betreffenden 

Haushaltsjahres gegebenenfalls annimmt. 
und für die die Anhörung des 

Europäischen Parlaments erforderlich ist. 

 

Änderungsantrag 8 

Entwurf einer Vereinbarung 

Teil II – Nummer 20 – Abschnitt 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Kommission ist aufgrund der 

Haushaltsordnung befugt, innerhalb des 

GASP-Kapitels des Haushaltsplans 

Mittelübertragungen von Artikel zu Artikel 

autonom vorzunehmen; dies gewährleistet 

die für eine rasche Durchführung der 

GASP-Maßnahmen erforderliche 

Flexibilität. Sollte sich im Laufe des 

Haushaltsjahres zeigen, dass die GASP-

Mittel zur Deckung der notwendigen 

Ausgaben nicht ausreichen, bemühen sich 

das Europäische Parlament und der Rat auf 

der Grundlage eines Vorschlags der 

Kommission umgehend um die 

Herbeiführung einer Lösung nach 

Maßgabe von Artikel 2 der MFR-

Verordnung sowie Nummer 10 dieser 

Vereinbarung. 

Die Kommission ist aufgrund der 

Haushaltsordnung befugt, innerhalb des 

GASP-Kapitels des Haushaltsplans 

Mittelübertragungen von Artikel zu Artikel 

autonom vorzunehmen; dies gewährleistet 

die für eine rasche Durchführung der 

GASP-Maßnahmen erforderliche 

Flexibilität. Die Kommission sollte die 

Haushaltsbehörde über ihre Absicht, 

Mittelübertragungen vorzunehmen, sowie 

über die Gründe für die Entscheidung 

unterrichten. Sollte sich im Laufe des 

Haushaltsjahres zeigen, dass die GASP-

Mittel zur Deckung der notwendigen 

Ausgaben nicht ausreichen, bemühen sich 

das Europäische Parlament und der Rat auf 

der Grundlage eines Vorschlags der 

Kommission umgehend um die 

Herbeiführung einer Lösung nach 

Maßgabe von Artikel 2 der MFR-

Verordnung sowie Nummer 10 dieser 

Vereinbarung. 

 

Änderungsantrag 9 

Entwurf einer Vereinbarung 

Teil II – Nummer 20 – Abschnitt 4 – Spiegelstrich 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

– Maßnahmen zur Krisenbewältigung, 

Konfliktverhütung, Konfliktbeilegung und 

Stabilisierung, Überwachung und 

Umsetzung von Friedens- und 

Sicherheitsprozessen; 

– GSVP-Missionen; 
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Änderungsantrag 10 

Entwurf einer Vereinbarung 

Teil II – Nummer 20 – Abschnitt 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Der Betrag der Mittel für Maßnahmen, 

die unter den Haushaltsplanartikel des 

dritten Spiegelstrichs fallen, darf 20 % der 

im GASP-Kapitel veranschlagten 

Gesamtmittel nicht übersteigen. 

entfällt 

 

Änderungsantrag 11 

Entwurf einer Vereinbarung 

Teil II – Nummer 20 – Abschnitt 5 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Jeder Ratsbeschluss, der im Rahmen der 

im ersten und fünften Spiegelstrich 

erwähnten Artikel gefasst wurde, wird 

innerhalb des einschlägigen Artikels in 

einem eigenen Posten erfasst. Wird ein 

Beschluss im Laufe eines Haushaltsjahrs 

gefasst, werden die entsprechenden Mittel 

im Posten „Sonstige GSVP-Missionen“ 

oder im Posten „Sonstige EU-

Sonderbeauftragte“ verbucht. Im darauf 

folgenden Entwurf eines 

Berichtigungshaushaltsplans bzw. 

Haushaltsentwurf – was immer zuerst 

vorgelegt wird – wird von der Kommission 

dementsprechend ein neuer Posten 

innerhalb des einschlägigen Artikels des 

GASP-Haushaltsplans vorgeschlagen. 

 

Änderungsantrag 12 

Entwurf einer Vereinbarung 

Teil II – Nummer 21 – Abschnitt 1 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

21. Der Hohe Vertreter der Union für 

Außen- und Sicherheitspolitik (im 

Folgenden „Hoher Vertreter“) hört das 

Europäische Parlament alljährlich zu einem 

bis zum 15. Juni des jeweiligen Jahres 

übermittelten Dokument zur Vorausschau, 

das die Hauptaspekte und grundlegenden 

Optionen der GASP sowie die finanziellen 

Auswirkungen für den 

Gesamthaushaltsplan der Europäischen 

Union darlegt und eine Bewertung der im 

Jahr n-1 eingeleiteten Maßnahmen enthält. 

Außerdem unterrichtet der Hohe Vertreter 

das Europäische Parlament im Wege 

gemeinsamer Beratungssitzungen, die 

mindestens fünfmal jährlich im Rahmen 

des regelmäßigen politischen Dialogs über 

die GASP stattfinden und die spätestens im 

Vermittlungsausschuss festgelegt werden.  

21. Der Hohe Vertreter der Union für 

Außen- und Sicherheitspolitik (im 

Folgenden „Hoher Vertreter“) hört das 

Europäische Parlament alljährlich zur 

Ausarbeitung und Annahme eines bis zum 

15. Juni des jeweiligen Jahres 

übermittelten Berichts zur Vorausschau, 

der die Hauptaspekte und grundlegenden 

Optionen der GASP sowie ihre 

Übereinstimmung mit den Entschließungen 

des Europäischen Parlaments darlegt und 

eine Bewertung der im Jahr n-1 

eingeleiteten Maßnahmen, eine Bewertung 

der Koordinierung und der 

Komplementarität der GASP zu den 

anderen externen Finanzinstrumenten der 

Union sowie eine Reaktion auf den 

Jahresbericht des Europäischen Parlaments 

zur GASP enthält. Der Bericht zur 

Vorausschau befasst sich ebenfalls damit, 

wie sich Aktionen und Maßnahmen, die 

im Rahmen der GASP beschlossen 

wurden, jedoch nicht aus dem 

Unionshaushalt finanziert werden, 

finanziell auf den Gesamthaushaltsplan 

der Europäischen Union auswirken. Die 

Ausführung und die Verwaltung des in 

Artikel 41 AEUV geregelten 

Anschubfonds sowie des Athena-

Mechanismus sind ebenfalls Gegenstand 

dieses Berichts. 

 Der Hohe Vertreter unterrichtet das 

Europäische Parlament regelmäßig im 

Wege gemeinsamer Beratungssitzungen, 

die mindestens fünfmal jährlich im 

Rahmen des regelmäßigen politischen 

Dialogs über die GASP stattfinden und die 

spätestens im Vermittlungsausschuss 

festgelegt werden. Jede in den 

gemeinsamen Beratungssitzungen 

vertretene Partei sollte in der Lage sein, 

zusätzliche Sitzungen zu beantragen, 

sollte sich dies als notwendig erweisen. In 

den gemeinsamen Beratungssitzungen 

werden unter anderem GSVP-Missionen 
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bzw. GSVP-Operationen angesprochen, 

und zwar sowohl diejenigen, die 

ausgeführt werden, als auch die in 

Vorbereitung befindlichen; außerdem 

werden die bei diesen Missionen bzw. 

Operationen gewonnenen Erfahrungen, 

ihre Erfolge und ihre Mängel bewertet, 

und es wird ein Beitrag dazu geleistet, 

einen strategischen Ansatz für künftigen 

Bedarf - einschließlich des finanziellen 

Bedarfs - zu entwickeln. Der zuständige 

parlamentarische Ausschuss kann – zur 

politischen Orientierung – seine 

Stellungnahme abgeben, wenn eine neue 

GASP-Mission in Vorbereitung ist, die 

Änderung eines Mandats vorgeschlagen 

wurde oder eine Mission beendet ist. Der 

Hohe Vertreter übermittelt auch alle 

einschlägigen Dokumente im 

Zusammenhang mit der Vorbereitung 

und Verabschiedung von Ratsbeschlüssen 

in Einklang mit den geltenden Verfahren 

für den Zugang des Europäischen 

Parlaments zu Informationen im Bereich 

der GASP. 

 Um die effektive Vorbereitung der 

gemeinsamen Beratungssitzungen zu 

gewährleisten, erhält das Europäische 

Parlament alle einschlägigen 

Informationen einschließlich der 

Tagesordnungen und der erläuterten 

Tagesordnungen im Vorfeld aller 

Sitzungen des Politischen und 

Sicherheitspolitischen Komitees sowie 

schriftliche Zusammenfassungen der 

wichtigsten erörterten Punkte. 

 

Änderungsantrag 13 

Entwurf einer Vereinbarung 

Teil II – Nummer 21 – Abschnitt 1 – Spiegelstrich 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

An diesen Sitzungen nehmen teil: An diesen Sitzungen nehmen teil: 

– für das Europäische Parlament: die für das Europäische Parlament: die 
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Vorstände der beiden betroffenen 

Ausschüsse, 

erweiterten Vorstände des Ausschusses 

für auswärtige Angelegenheiten und des 

Haushaltsausschusses und die 

zuständigen Berichterstatter, wobei zu 

gewährleisten ist, dass alle Fraktionen 

angemessen vertreten sind, 

 

Änderungsantrag 14 

Entwurf einer Vereinbarung 

Teil II – Nummer 21 – Abschnitt 1 – Spiegelstrich 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

– für den Rat: der Vorsitzende des 

Politischen und Sicherheitspolitischen 

Komitees. 

– für den Rat: der Vorsitz des Politischen 

und Sicherheitspolitischen Komitees im 

Namen des Hohen Vertreters und 

gegebenenfalls hohe Beamte des 

Europäischen Auswärtigen Dienstes, die 

Leiter von GSVP-Missionen und -

Operationen und EU-Sonderbeauftragte. 

 

Änderungsantrag 15 

Entwurf einer Vereinbarung 

Teil II – Nummer 21 – Abschnitt 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Der Hohe Vertreter teilt dem Europäischen 

Parlament bei jedem kostenwirksamen 

Ratsbeschluss im Bereich der GASP 

unverzüglich, spätestens jedoch binnen 

fünf Arbeitstagen, nachdem der endgültige 

Beschluss gefasst wurde, mit, wie hoch die 

geplanten Kosten veranschlagt werden; 

sein Kostenvoranschlag (im Folgenden 

„Finanzbogen“) enthält insbesondere die 

Kosten und Angaben betreffend den 

zeitlichen Rahmen, das eingesetzte 

Personal, die Nutzung von Räumlichkeiten 

und sonstiger Infrastruktur, 

Transporteinrichtungen, 

Ausbildungserfordernisse und 

Sicherheitsvorkehrungen. 

Der Hohe Vertreter teilt dem Europäischen 

Parlament bei jedem Ratsbeschluss im 

Bereich der GASP unverzüglich, spätestens 

jedoch binnen fünf Arbeitstagen, nachdem 

der endgültige Beschluss gefasst wurde, 

mit, wie hoch die geplanten Kosten 

veranschlagt werden; sein 

Kostenvoranschlag (im Folgenden 

„Finanzbogen“) enthält insbesondere die 

Kosten und Angaben betreffend den 

zeitlichen Rahmen, das eingesetzte 

Personal, die Nutzung von Räumlichkeiten 

und sonstiger Infrastruktur, 

Transporteinrichtungen, 

Ausbildungserfordernisse und 

Sicherheitsvorkehrungen. 
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Änderungsantrag 16 

Entwurf einer Vereinbarung 

Teil II – Nummer 21 – Abschnitt 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Kommission unterrichtet die 

Haushaltsbehörde vierteljährlich über die 

Durchführung der GASP-Maßnahmen und 

die Finanzplanung für die verbleibende 

Zeit des Haushaltsjahres. 

Die Kommission unterrichtet die 

Haushaltsbehörde vierteljährlich über die 

Durchführung der GASP-Maßnahmen, die 

Finanzplanung für die folgenden sechs 

Monate und erläutert die Gründe, die die 

Durchführung und die Finanzplanung 

rechtfertigen. Die Kommission übermittelt 

der Haushaltsbehörde ferner im 

Zweijahresrhythmus eine Übersicht über 

die Ausführung der 

Verpflichtungsermächtigungen im 

Rahmen des Haushaltskapitels für die 

GASP und eine Übersicht über die in 

Einklang mit der Haushaltsordnung 

beschlossenen internen 

Mittelübertragungen sowie die Ergebnisse 

aller internen und externen 

Rechnungsprüfungen, die in Verbindung 

mit GASP-Maßnahmen und -Beschlüssen 

durchgeführt wurden. 

 

Änderungsantrag 17 

Entwurf einer Vereinbarung 

Teil II – Nummer 21 – Abschnitt 4 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Einmal jährlich konsultiert der Hohe 

Vertreter der Union für die Außen- und 

Sicherheitspolitik – auch in seiner 

Eigenschaft als Vizepräsident der 

Kommission – das Europäische 

Parlament und den Rat zu einem 

Dokument zur Vorausschau, in dem die 

Strategien der Union zur 

Konfliktverhütung und 

Friedenskonsolidierung dargelegt werden. 
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In diesem Dokument werden die 

Maßnahmen der Union zur 

Konfliktverhütung und 

Friedenskonsolidierung im Bereich der 

GASP und im Rahmen anderer 

Unionspolitiken erläutert. Insbesondere 

werden die angestrebten politischen Ziele 

sowie die von der Union eingesetzten 

diplomatischen und finanziellen Mittel 

detailliert dargelegt. Dazu gehören 

detaillierte Informationen über die 

personelle Ausstattung sowie die 

administrativen und operativen 

Ausgaben, die in den Haushaltsjahren n, 

n-1 und n+1 für die Konfliktverhütung 

und Friedenskonsolidierung 

zweckbestimmt sind. 
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